
SATZUNG
zur Änderung der Satzung über die öffentliche

Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS)
der Stadt Tuttlingen vom 3.7.1989

Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württem-
berg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengeset-
zes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Stadt Tuttlin-
gen am 12.12.2011 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über 
die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 3.7.1989 
beschlossen:

I. Abschnitt
Die §§ 2, 6 Abs. 2 Nr. 2, 15, 16 Abs. 4, 18 und die §§ 32 – 42 der Satzung 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung vom 3.7.1989 werden wie folgt 
neu gefasst:

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfl ießende 
Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Be-
reich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfl ießende 
Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die 
aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen aus-
tretenden und gesammelten Flüssigkeiten.

(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Stadtgebiet 
angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanla-
gen zuzuleiten und zu reinigen. Zentrale öffentliche Abwasseranlagen 
sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von 
Grund- und Drainagewasser, durch die die öffentlichen Abwasseran-
lagen entlastet werden, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke, Kläranlagen, Versickerungs- 
und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u.a. Mulden- und 
Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte, Retentionsboden-
fi lter), soweit sie von der Stadt zur öffentlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden und nicht Teil der Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind, sowie offene und geschlossene Gräben und für die Abwasserbe-
seitigung hergestellte künstliche Gewässer, soweit sie von der Stadt 
zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden, auch wenn 
das eingeleitete Abwasser nur dem natürlichen Wasserkreislauf über-
lassen wird.

  Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Haus-
anschlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und 
Grünfl ächen verläuft (Grundstücksanschluss).

(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die 
der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers 
bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehören insbeson-
dere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt 
sind und das Abwasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grund-
leitungen), Prüfschächte sowie die sich auf privaten Grundstücken 
befi ndlichen Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung.

(4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ablei-
tungen in den öffentlichen Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine 
Einleitung nur in Ausnahmesituationen (z.B. Starkregen) erfolgt. Dros-
seleinrichtungen dienen der gleichmäßigen und reduzierten (gedros-
selten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal.

§ 6
Allgemeine Ausschlüsse

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
 2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (zum 

Beispiel Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Was-
seremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pfl anzenschutz-
mitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, 
mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie 
Arzneimittel;

§ 15
Regeln der Technik

Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die techni-
schen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die oberste Wasser-
behörde durch öffentliche Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den 
Anforderungen auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird.

§ 16
Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen
(4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorübergehend 

− außer Betrieb gesetzt, so kann die Stadt den Grundstücksanschluss 
verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt der Grundstückseigen-
tümer. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Stadt kann die in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen.

§ 18
Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen

Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind un-
verzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück über eine 
Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen ist. Die 
Kosten für die Stillegung trägt der Grundstückseigentümer selbst.

§ 32
Erhebungsgrundsatz

(1)  Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen 
getrennte Abwassergebühren für das auf den Grundstücken anfal-
lende Schmutzwasser (Schmutzwassergebühr) und für das auf den 
Grundstücken anfallende Niederschlagswasser (Niederschlagswas-
sergebühr).

(2)  Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers gemäß § 35 Abs. 2 und 
§ 36 Abs. 2 wird eine Zählergebühr nach § 38a erhoben.

§ 33
Gebührenmaßstab

(1)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach der Schmutzwasser-
menge, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossenen Grundstück anfällt (§ 35).

(2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Schmutzwas-
sergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwassermenge.

(3)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den überbauten 
und darüber hinaus befestigten (versiegelten) Flächen der an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücke (abge-
rundet auf volle m2), von denen das Niederschlagswasser den öffent-
lichen Abwasseranlagen über eine Grundstücksentwässerungsanlage 
oder in sonstiger Weise zugeführt wird (§ 37).

§ 34
Gebührenschuldner

(1)  Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 33 Abs. 1 und 2, der 
Zählergebühr nach § 32 Abs. 2 sowie der Niederschlagswasserge-
bühr nach § 33 Abs. 3 ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbaube-
rechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuld-
ner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenpfl icht 
mit Beginn des auf den Übergang folgenden Tages auf den neuen 
Gebührenschuldner über.

(2)  Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 33 Abs. 1 und der Zäh-
lergebühr nach § 32 Abs. 2 können neben dem Gebührenschuldner 
nach Abs. 1 auf Antrag auch die aufgrund eines Miet- oder Pacht-
verhältnisses oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder von 
Grundstücksteilen Berechtigten im Verhältnis ihres Anteils an den 
Bemessungsgrundlagen nach §§ 35 und 36 sein. Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 35
Schmutzwassermenge

(1)  In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 39 Abs. 1 Satz 1) 
gilt im Sinne von § 33 Abs. 1 als angefallene Abwassermenge:
1.  die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zuge-

führte Wassermenge;
 2.  bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die die-

ser entnommene Wassermenge;
 3.  im übrigen das auf den Grundstücken anfallende Niederschlags-

wasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb 
genutzt wird (Zisternen).

(2)  Der Nachweis der angefallenen Schmutzwassermenge bei sonstigen 
Einleitungen (§ 8 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 
1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauch-
wasser (Abs. 1 Nr. 3) soll durch Messung eines besonderen Wasser-
zählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Stadtwerke Tuttlingen GmbH ein-
gebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Stadt-
werke Tuttlingen GmbH und werden von ihr abgelesen. Die §§ 18 Abs. 
2 und 3, 19 und 20 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) fi nden entsprechende 
Anwendung.

(3)  Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen nach Absatz 1 Nr. 3 
keinen entsprechenden Antrag stellt oder der Zwischenzähler nicht 
oder offenbar nicht richtig anzeigt, wird bei privaten Haushalten als 
angefallene Abwassermenge eine Pauschalmenge von 12 m³ je Jahr 
und Person zugrundegelegt. Dabei werden alle polizeilich gemeldeten 
Personen berücksichtigt, die sich zum Zeitpunkt der Entstehung der 
Gebührenschuld (§ 39) auf dem Grundstück aufhalten.

§ 36
Absetzungen von der Schmutzwassermenge

(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasser-
anlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuld-
ners bei der Bemessung der Abwassergebühr abgesetzt. In den Fällen 
des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts wegen.

(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch 
Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) er-
bracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht Zwi-
schenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von der 
Stadtwerke Tuttlingen GmbH eingebaut, unterhalten und entfernt; sie 
stehen im Eigentum der Stadtwerke Tuttlingen GmbH und werden von 
ihr abgelesen. Die §§ 18 Abs. 2 und 3, 19 und 20 der Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-
WasserV) fi nden entsprechende Anwendung.

(3)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wasser-
menge nicht durch Messungen nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als 
nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1:

 1.  je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schwei-
nen  15 m³/Jahr,

 2. je Vieheinheit bei Gefl ügel  5 m³/Jahr.
  Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird von 

der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei ver-
bleibende Wassermenge muss für jede für das Betriebsanwesen po-
lizeilich gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungs-
zeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr 
für die erste Person und für jede weitere Person mindestens 35 m³/
Jahr betragen.

  Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 
51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den 
Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhe-
bung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet.

(4)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis 
zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
unter Angabe der abzusetzenden Wassermenge zu stellen.

§ 37
Versiegelte Grundstücksfl äche

(1)  Maßgebend für die Berechnung der überbauten und darüber hinaus 
befestigten (versiegelten) Flächen der angeschlossenen Grundstücke 
ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei erstma-
liger Entstehung der Gebührenpfl icht der Zustand zum Zeitpunkt des 
Beginns des Benutzungsverhältnisses.

(2)  Die versiegelten Flächen (gemessen in m2) werden mit einem Fak-
tor multipliziert, der unter Berücksichtigung des Grades der Wasser-
durchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird:

 a)  wasserundurchlässige Befestigungen:
   Asphalt, Beton, Pfl aster, Platten, Fliesen und sonstige wasserun-

durchlässige Befestigungen mit Fugenverguss oder auf Beton ver-
legt  Faktor 1,0

 b)  teilweise wasserdurchlässige Befestigungen:
   Pfl aster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige wasserun-

durchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss auf sickerfähigem 
Untergrund verlegt  Faktor 0,6
Sickersteine, Kies- oder Schotterfl ächen, Schotterrasen, und Ra-
sengittersteine  Faktor 0,3

 c)  überbaute Flächen:
Dachfl ächen ohne Begrünung  Faktor 1,0
Gründächer  Faktor 0,3

Für Tiefgaragendächer gelten diese Faktoren entsprechend.
 d)  Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen 

Versiegelungsart nach den Buchstaben a) bis c), welche der be-
treffenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchlässig-
keitsgrad am nächsten kommt; die Wasserdurchlässigkeit dieser 
Befestigung kann auch im Einzelfall durch eine Produktinformation 
des Herstellers oder auf andere Weise nachgewiesen werden.

(3)  Versiegelte Flächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser 
regelmäßig in einer Sickermulde, Rigolenversickerung, einem Sicker-
schacht oder einer ähnlichen Versickerungsanlage versickert und nur 
über einen Notüberlauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt 
wird, werden mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt. Dies gilt 
nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlossenen Ver-
sickerungsanlagen ein Stauvolumen von 1 m3 je angefangene 50 m2 
angeschlossene Fläche und mindestens ein Stauvolumen von 2 m3 
aufweisen.

(4)  Versiegelte Teilfl ächen, von denen das anfallende Niederschlagswas-
ser regelmäßig über eine Niederschlagswassernutzungsanlage (Zis-
terne) genutzt oder in einer Retentionszisterne zurückgehalten wird 
und nur über einen Notüberlauf und/oder eine Drosseleinrichtung den 
öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden

 a)  mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort 
anfallende Niederschlagswasser ganz oder teilweise im Haushalt 
oder Betrieb als Brauchwasser (z.B. für Toilettenanlagen, Wasch-
maschinen u.ä.) genutzt wird,

 b)  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort an-
fallende Niederschlagswasser ausschließlich zur Gartenbewässe-
rung genutzt wird,

 c)  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort an-
fallende Niederschlagswasser den öffentlichen Abwasseranlagen 
ohne weitere Nutzung über eine Drosseleinrichtung zugeführt 
wird.

  Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlos-
senen Niederschlagswassernutzungsanlagen ein Speichervolumen 
von 1 m3 je angefangene 50 m2 angeschlossene Fläche und mindes-
tens ein Speichervolumen von 2 m3 aufweisen.

(5)  Der Gebührenschuldner hat die überbauten und darüber hinaus be-
festigten (versiegelten) Flächen, ihre Versiegelungsart sowie Art und 
Umfang vorhandener Versickerungsanlagen, Niederschlagswasser-
nutzungsanlagen und Retentionszisternen mittels eines Erklärungs-
formulars anzuzeigen. Das Erklärungsformular beinhaltet einen 
Lageplan, der von der Gemeinde zur Verfügung gestellt wird. In das 
Erklärungsformular sind die für die Berechnung der Flächen, die an 
die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen sind, 
notwendigen Maße einzutragen. Das Volumen der Versickerungsanla-
gen, Niederschlagswassernutzungsanlagen und Retentionszisternen 
ist nachzuweisen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus die-
ser Anzeige die Berechnungsfl äche ermittelt.

(6)  Änderungen der nach Abs. 5 erforderlichen Angaben hat der Grund-
stückseigentümer der Gemeinde unverzüglich in gleicher Form mitzu-
teilen. Sie sind bei der Berechnung der Niederschlagswassergebühr 
ab dem der Anzeige folgenden Monat zu berücksichtigen.

§ 38
Höhe der Abwassergebühren

(1)  Die Schmutzwassergebühr bei Einleitungen nach § 33 Abs. 1 und 2 
beträgt je m3 Schmutzwasser

 vom 1.1.2011 bis zum 31.12.2011  b 1,91
 ab dem 1.1.2012  b 1,99
(2)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 33 Abs. 3) beträgt je m2 der nach 

§ 37 Abs. 2 bis 4 gewichteten versiegelte Fläche
 vom 1.1.2011 bis zum 31.12.2011  b 0,37
 ab dem 1.1.2012  b 0,38

§ 38a
Zählergebühr

(1)  Die Zählergebühr (§ 32 Abs. 2) beträgt bei Zwischenzählern mit einer 
Nenngröße von

 Qn 2,5  b 59,06 / Jahr
 Qn 6  b 75,50 / Jahr
(2)  Ist ein Zwischenzähler während des Veranlagungszeitraums nur zeit-

weilig eingebaut, erfolgt die Veranlagung der Zählergebühr nur antei-
lig nach der entsprechenden Anzahl der Tage in diesem Jahr. Dabei 
wird der Tag, an dem der Wasserzähler erstmals eingebaut oder end-
gültig ausgebaut wird, je als voller Tag gerechnet.

§ 39
Entstehung der Gebührenschuld

(1)  In den Fällen des § 33 Abs. 1 und 3 und des § 32 Abs. 2 entsteht die 
Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres 
(Veranlagungszeitraum). Erfolgt unterjährig eine Zwischenablesung, 
entsteht die Gebührenschuld für die bis zu diesem Zeitpunkt erfolgte 
Nutzung mit Ablauf des Ablesungstages, für die nachfolgende Nut-
zung mit Ablauf des Kalenderjahres. Endet ein Benutzungsverhältnis 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld 
mit Ende des Benutzungsverhältnisses. Die Zählergebühr nach § 32 
Abs. 2 wird für jeden angefangenen Kalendertag erhoben, in dem auf 
dem Grundstück ein Zwischenzähler vorhanden ist.

(2)  In den Fällen des § 34 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld 
für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Tages; für den neuen Grundstückseigentümer 
mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

(3)  In den Fällen des § 34 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 34 Abs. 2 entsteht die Ge-
bührenschuld für den bisherigen Mieter, Pächter oder sonst zur Nut-
zung des Grundstücks oder von Grundstücksteilen Berechtigten mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden Tages; für den neuen Mieter, 
Pächter oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder von Grund-
stücksteilen Berechtigten mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

(4)  In den Fällen des § 33 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorü-
bergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, im übrigen mit 
Ablauf des Veranlagungszeitraums.

§ 40
Vorauszahlungen

(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom 
Gebührenschuldner Vorauszahlungen auf die Schmutzwassergebühr 
(§ 33 Abs. 1), die Niederschlagswassergebühr (§ 33 Abs. 3) und die 
Zählergebühr (§ 32 Abs. 2) zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen 
zum 15. eines jeden Kalendermonats. Beginnt die Gebührenpfl icht 
während des Veranlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlun-
gen erstmalig zum 15. des nächstfolgenden Kalendermonats.

(2)  Jeder Vorauszahlung für die Schmutzwassergebühr ist ein Zwölftel 
der zuletzt festgestellten Schmutzwassermenge (§ 35), jeder Voraus-
zahlung für die Niederschlagswassergebühr ein Zwölftel der zuletzt 
festgestellten versiegelten Grundstücksfl äche (§ 37) sowie jeder Vor-
auszahlung auf die Zählergebühr ein Zwölftel der Gebührenschuld für 
ein Kalenderjahr (§ 38a Abs. 1) zugrunde zu legen. Bei erstmaligem 
Beginn der Gebührenpfl icht wird der voraussichtliche Jahreswasser-
verbrauch geschätzt. Die voraussichtliche versiegelte Fläche wird ge-

schätzt, solange die Erklärung nach § 37 Abs. 5 nicht abgegeben oder 
die Feststellung nach § 42 Abs. 10 nicht getroffen wurde.

(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen wer-
den auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum angerechnet.

(4) In Fällen des § 33 Abs. 2 entfällt die Pfl icht zur Vorauszahlung.

§ 41
Fälligkeit, Beauftragung der Stadtwerke Tuttlingen GmbH

(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vor-
auszahlungen (§ 40) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die Ge-
bührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die 
Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird 
der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen.

(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 40 werden zu den in § 40 Abs. 1 ge-
nannten Terminen zu Zahlung fällig.

(3)  Die Stadt beauftragt die Stadtwerke Tuttlingen GmbH, die Abwasser-
gebühren gemäß § 33 Abs. 1 bis 3 gegen Erstattung angemessener 
Zusatzkosten zu berechnen, die Gebührenbescheide anzufertigen 
und zu versenden, die Gebühren entgegen zu nehmen und an die 
Stadt abzuführen, Nachweise darüber für die Stadt zu führen sowie 
die erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten 
der Stadt mitzuteilen. Die Stadt beauftragt die Stadtwerke Tuttlingen 
GmbH darüber hinaus, die Zwischenzähler nach den §§ 35 Abs. 2 und 
36 Abs. 2 einzubauen, zu unterhalten, zu entfernen und abzulesen 
sowie die Zählergebühr nach § 32 Abs. 2 abzurechnen.

VI. Anzeigepfl icht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten

§ 42
Anzeigepfl icht

(1)  Binnen eines Monats sind der Stadt der Erwerb oder die Veräußerung 
eines an die öffentliche Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-
stückes anzuzeigen. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder ei-
nem sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepfl ichtig 
sind der Veräußerer und der Erwerber.

(2)  In den Fällen des § 34 Abs. 2 ist der Stadt binnen eines Monats eine 
Änderung des Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsverhältnisses 
anzuzeigen. Anzeigepfl ichtig ist der bisherige und der neue Mieter, 
Pächter oder sonst zur Nutzung des Grundstücks oder von Grund-
stücksteilen Berechtigte.

(3)  Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraums hat der 
Gebührenschuldner der Stadt anzuzeigen:

 a)  die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen Was-
serversorgungsanlage;

 b)  das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser ge-
nutzte Niederschlagswasser (§ 35 Abs. 1 Nr. 3);

 c)  die Menge der Einleitung aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 
Abs. 3).

(4)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur 
Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Perso-
nen der Stadt mitzuteilen:

 a)  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen An-
falls des Abwassers;

 b)  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwas-
seranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.

(5)  Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Stadt mitzu-
teilen, wenn die Voraussetzungen für Teilfl ächenabgrenzungen gem. § 
26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere 
abgegrenzte Teilfl ächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tat-
sächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen oder 
auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden.

(6)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorüberge-
hend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückseigentümer diese 
Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss 
rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

(7)  Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung Zwischenzähler gemäß § 35 Abs. 2 oder § 36 Abs. 2 vorhanden, 
sind diese bei der Stadt unter Angabe des Zählerstandes und eines 
Nachweises über die Eichung des Zählers innerhalb von 4 Wochen 
anzuzeigen

(8)  Der Gebührenschuldner hat die Anzeige nach § 37 Abs. 5 innerhalb 
eines Monats nach Aufforderung durch die Stadt vorzulegen. Bei Än-
derungen nach § 37 Abs. 6 besteht die Anzeigepfl icht ohne Aufforde-
rung der Stadt.

(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle 
der Absätze 1 und 2 der bisherige Gebührenschuldner für die Benut-
zungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Stadt entfallen.

(10)  Kommt der Gebührenschuldner seinen Pfl ichten nach Abs. 8 trotz 
schriftlicher Erinnerung mit Fristsetzung von mindestens 30 Tagen 
nicht nach, erfolgt die Feststellung auf Kosten des Gebührenschuld-
ners durch die Stadt oder deren Beauftragten.

II. Abschnitt
§ 45 Abs. 2 der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung vom 
3.7.1989 wird wie folgt neu gefasst:

§ 45
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nr. 13 – entfällt –
(2)  Ordnungswidrig im Sinne von §§ 8 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 

2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepfl ichten 
nach § 42 Abs. 1 – 5, 7 und 8 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt.

III. Abschnitt
Abschnitt I. dieser Satzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2011, Ab-
schnitt II. tritt am Tag nach der Bekanntmachung dieser Satzung in 
Kraft.

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der 
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind.

Tuttlingen, den 17.12.2011

Michael Beck
Oberbürgermeister

Amtliche Bekanntmachung


